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<RepeatBlock-Amend><Amend>Änderungsantrag

<NumAm>386</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Maite Pagazaurtundúa Ruiz, Charles Goerens, Sylvie Goulard</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	39. erkennt an, dass bei der Transparenz von Handelsverhandlungen Fortschritte erzielt worden sind, besteht allerdings darauf, dass dieser im Rahmen der TTIP unternommene Vorstoß auf alle Handelsverhandlungen ausgeweitet wird;
	39. erkennt an, dass bei der Transparenz von Handelsverhandlungen Fortschritte erzielt worden sind, und fordert, dass dieser im Rahmen der TTIP unternommene Vorstoß auf alle Handelsverhandlungen ausgeweitet wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>387</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Andrej Plenković, György Schöpflin, Esteban González Pons, Tomáš Zdechovský, Paulo Rangel, Cristian Dan Preda</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	39. erkennt an, dass bei der Transparenz von Handelsverhandlungen Fortschritte erzielt worden sind, besteht allerdings darauf, dass dieser im Rahmen der TTIP unternommene Vorstoß auf alle Handelsverhandlungen ausgeweitet wird;
	39. begrüßt, die bei der Transparenz von Handelsverhandlungen erzielten Fortschritte und die Anstrengungen der Kommission dahingehend, für mehr Offenheit zu sorgen; stellt fest, dass der TTIP-Verhandlungsprozess inzwischen zu den transparentesten internationalen öffentlichen Verhandlungen aller Zeiten zählt; ist der Ansicht, dass Verhandlungsprozesse gleichzeitig oft ein bestimmtes Maß an Vertraulichkeit aufweisen müssen, damit sie erfolgreich abgeschlossen werden können;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>388</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jo Leinen, Sylvia-Yvonne Kaufmann, Claudia Tapardel, Ramón Jáuregui Atondo, Enrique Guerrero Salom, Daciana Octavia Sârbu, Pedro Silva Pereira, Sylvie Guillaume</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	39a. fordert den Rat auf, die Verhandlungsmandate für internationale Handelsverhandlungen zu veröffentlichen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>389</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Franck Proust</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	39a. in der Erwägung, dass die Kommission angesichts der Tatsache, dass das Parlament im Rahmen der Mitverfolgung der Verhandlungen über und der Ratifizierung von Handelsabkommen eine bedeutende Kontrollfunktion ausübt, erfasst hat, dass Transparenz von Bedeutung ist;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>390</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Dan Preda</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate, alle Verhandlungspositionen, alle Forderungen und Angebote sowie alle konsolidierten Entwürfe der Verhandlungstexte vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>391</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jean-Marie Cavada</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate, alle Verhandlungspositionen, alle Forderungen und Angebote sowie alle konsolidierten Entwürfe der Verhandlungstexte vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;
	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate sowie alle konsolidierten Entwürfe der Verhandlungstexte vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>392</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Rainer Wieland, Daniel Caspary, Angelika Niebler</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate, alle Verhandlungspositionen, alle Forderungen und Angebote sowie alle konsolidierten Entwürfe der Verhandlungstexte vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;
	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate und alle relevanten Texte betreffend Verhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, soweit dadurch die Verhandlungsposition nicht geschwächt wird; erachtet es als wünschenswert, dass das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>393</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marc Joulaud</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate, alle Verhandlungspositionen, alle Forderungen und Angebote sowie alle konsolidierten Entwürfe der Verhandlungstexte vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;
	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate vor dem Beginn der Verhandlungen der internationalen Handelsverhandlungen , an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Bürger sie zur Kenntnis nehmen können; fordert die Kommission auf, die anderen mit diesen Verhandlungen im Zusammenhang stehenden Dokumente öffentlich zugänglich zu machen, sofern eine solche Veröffentlichung den Verlauf der Verhandlungen und die europäischen Interessen nicht mehr beeinflusst;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>394</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Franck Proust</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate, alle Verhandlungspositionen, alle Forderungen und Angebote sowie alle konsolidierten Entwürfe der Verhandlungstexte vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;
	40. ist der Ansicht, dass die Kommission im Hinblick auf ihre Beteiligung an internationalen Verhandlungen nach eigenem Ermessen möglichst viele Dokumente über die Verhandlungsrunden veröffentlichen sollte, damit die anderen europäischen Organe die Verhandlungen besser mitverfolgen können, dass sie dabei allerdings die strategischen Interessen der Europäischen Union nicht gefährden sollte;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>395</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pedro Silva Pereira</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate, alle Verhandlungspositionen, alle Forderungen und Angebote sowie alle konsolidierten Entwürfe der Verhandlungstexte vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;
	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate und alle Verhandlungspositionen vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird; betont, dass die Kommission die Verhandlungspartner davon überzeugen muss, auch auf ihrer Seite für mehr Transparenz zu sorgen, damit gewährleistet ist, dass es sich um einen Prozess der Gegenseitigkeit handelt und die Verhandlungsposition der EU nicht infrage gestellt wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>396</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jo Leinen, Sylvia-Yvonne Kaufmann, Claudia Tapardel, Ramón Jáuregui Atondo, Enrique Guerrero Salom, Daciana Octavia Sârbu, Richard Corbett, Sylvie Guillaume</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate, alle Verhandlungspositionen, alle Forderungen und Angebote sowie alle konsolidierten Entwürfe der Verhandlungstexte vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;
	40. ist der Ansicht, dass die Kommission alle Verhandlungspositionen und alle Forderungen und Angebote vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird; betont, dass die Kommission die Verhandlungspartner davon überzeugen muss, auch auf ihrer Seite für mehr Transparenz zu sorgen, damit gewährleistet ist, dass es sich um einen Prozess der Gegenseitigkeit handelt und die Verhandlungsposition der EU nicht infrage gestellt wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>397</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Maite Pagazaurtundúa Ruiz, Charles Goerens, Sylvie Goulard</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate, alle Verhandlungspositionen, alle Forderungen und Angebote sowie alle konsolidierten Entwürfe der Verhandlungstexte vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;
	40. ist der Ansicht, dass die Kommission dem Europäischen Parlament vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, alle einschlägigen Texte zur Verfügung stellen sollte – falls notwendig und gerechtfertigt, vertraulich, damit die Verhandlungen nicht gefährdet werden –, damit das Europäische Parlament entsprechende Empfehlungen aussprechen kann, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>398</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40 </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40. ist der Ansicht, dass die Kommission ihre Verhandlungsmandate, alle Verhandlungspositionen, alle Forderungen und Angebote sowie alle konsolidierten Entwürfe der Verhandlungstexte vor den einzelnen Verhandlungsrunden der Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird;
	40. ist der Ansicht, dass die Kommission in Bezug auf Handelsverhandlungen, an denen sie beteiligt ist, a) vor den Verhandlungen die ausführliche Tagesordnung der Verhandlungsrunden sowie danach ausführliche Berichte über die Verhandlungsrunden veröffentlichen sollte, damit die Öffentlichkeit stets über den Fortschritt der Verhandlungen informiert ist, b) ihre Verhandlungsmandate, alle Verhandlungspositionen, alle Forderungen und Angebote sowie alle konsolidierten Entwürfe der Verhandlungstexte vor den einzelnen Verhandlungsrunden veröffentlichen sollte, damit das Europäische Parlament, die einzelstaatlichen Parlamente und die Organisationen der Zivilgesellschaft sowie die breitere Öffentlichkeit entsprechende Empfehlungen aussprechen können, bevor zu den Verhandlungen keine Anmerkungen mehr vorgebracht werden können und das jeweilige Abkommen ratifiziert wird, c) eine Liste aller Sitzungen mit dem Europäischen Parlament und den Mitgliedstaaten sowie mit Dritten (einschließlich einzelner Unternehmen und Interessengruppen aus der Industrie), die mit den Verhandlungen im Zusammenhang stehen, veröffentlichen sollte, wobei diese Liste vollständig transparent sein sollte, was das Datum der Sitzungen, die Teilnehmer und die erörterten Themen angeht, d) alle Einlassungen Dritter – auch im Rahmen öffentlicher Anhörungen – im Zusammenhang mit den Verhandlungen veröffentlichen sollte und (im Rahmen eines ausführlichen Analyseberichts) umfassende Transparenz dahingehend walten lassen sollte, wie diese Einlassungen weiterbehandelt wurden, damit die Öffentlichkeit bewerten kann, welche Einlassungen in welchem Maße berücksichtigt wurden, d) für umfassende Transparenz sorgen sollte, was die Mitgliedschaft bei und die Tätigkeiten von allen beratenden Gremien im Zusammenhang mit den Handelsverhandlungen der EU angeht, einschließlich der branchenspezifischen Marktzugangsarbeitsgruppen der EU, und f) die Verhandlungspartner auffordern sollte, ähnliche Maßnahmen zu treffen, damit die Verhandlungen transparenter werden;

(Dieser Änderungsantrag beruht auf einem Beitrag des Corporate Europe Observatory (CEO).)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>399</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sylvie Goulard</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	40a. ist der Ansicht, dass die Kommission das Verhandlungsmandat veröffentlichen sollte, wenn sie an Handelsverhandlungen beteiligt ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>400</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Franck Proust</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 41</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	41. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine interinstitutionelle Vereinbarung vorzulegen, um diese Grundsätze für alle Handelsverhandlungen festzuschreiben;
	entfällt

	
	(Jede Verhandlung gestaltet sich anders, weswegen nicht eine einzige Methode angewendet werden sollte, da dies möglicherweise die Verteidigung der Handelsinteressen der Europäischen Union konterkarieren würde.)


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>401</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Rainer Wieland, Daniel Caspary, Angelika Niebler</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 41</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	41. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine interinstitutionelle Vereinbarung vorzulegen, um diese Grundsätze für alle Handelsverhandlungen festzuschreiben;
	41. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine interinstitutionelle Vereinbarung vorzulegen, um diese Grundsätze für alle Verhandlungen festzuschreiben;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>402</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marc Joulaud</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 41</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	41. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine interinstitutionelle Vereinbarung vorzulegen, um diese Grundsätze für alle Handelsverhandlungen festzuschreiben;
	41. empfiehlt der Kommission, diese Grundsätze in einem Leitfaden über bewährte Verfahren für künftige internationale Verhandlungen der Europäischen Union niederzulegen;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>403</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Isabella Adinolfi, Fabio Massimo Castaldo, David Borrelli</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 41</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	41. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine interinstitutionelle Vereinbarung vorzulegen, um diese Grundsätze für alle Handelsverhandlungen festzuschreiben;
	41. fordert die Kommission auf, bis 2017 einen Vorschlag für eine interinstitutionelle Vereinbarung vorzulegen, um diese Grundsätze für alle Handelsverhandlungen festzuschreiben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>404</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jo Leinen, Sylvia-Yvonne Kaufmann, Claudia Tapardel, Ramón Jáuregui Atondo, Enrique Guerrero Salom, Daciana Octavia Sârbu, Richard Corbett, Pedro Silva Pereira, Sylvie Guillaume</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 41</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	41. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine interinstitutionelle Vereinbarung vorzulegen, um diese Grundsätze für alle Handelsverhandlungen festzuschreiben;
	41. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine interinstitutionelle Vereinbarung vorzulegen, um diese Grundsätze für alle Handelsverhandlungen festzuschreiben, wie es in Nummer 40 des Entwurfs der Interinstitutionellen Vereinbarung „Bessere Rechtsetzung“ vorgesehen ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>405</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Dennis de Jong, Ruža Tomašić, Ana Gomes, Benedek Jávor</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 41 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	41a. Transparenz und Rechenschaftspflicht im Bereich öffentliche Ausgaben

	
	ist der Ansicht, dass in Bezug auf die Daten zu Mitteln und Ausgaben innerhalb der EU für Transparenz und Rechenschaftspflicht gesorgt werden sollte und sie zu diesem Zweck veröffentlicht werden sollten, und zwar im Hinblick auf die geteilte Mittelverwaltung auch auf der Ebene der Mitgliedstaaten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>406</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Siôn Simon</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 41 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	41a. weist die Kommission erneut darauf hin, dass der Beitritt zur Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) gemäß Artikel 6 AEUV zwingend erforderlich ist, da sich somit nicht nur der Zugang zu den Menschenrechten, sondern auch die Rechenschaftspflicht der Institutionen der EU verbessern würde; stellt fest, dass in einem Initiativbericht des Europäischen Parlaments aus dem Jahr 20101a hierauf Bezug genommen und festgestellt wird, dass der Geltungsbereich der EMRK über die EU-Grenzen hinausgeht, womit hierdurch zu einer verbesserten Rechenschaftspflicht in Bezug auf die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) gesorgt wäre, da Entscheidungen über Fragen der GASP derzeit nicht in den Zuständigkeitsbereich des Europäischen Gerichtshofs fallen, da es sich dabei um einen zwischenstaatlichen Politikbereich handelt;

	
	__________________

	
	1a Entschließung des Europäischen Parlaments vom 19. Mai 2010 zu den institutionellen Aspekten des Beitritts der Europäischen Union zur Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten; Dokument P7_TA(2010)0184 (2009/2241/INI).


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>407</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Kazimierz Michał Ujazdowski, Morten Messerschmidt</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 41 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	41a. fordert, dass beim Abschluss interinstitutioneller Abkommen die Transparenz insofern gestärkt und garantiert wird, als die Ausschüsse des Europäischen Parlaments mit dem Vorschlag der Kommission befasst werden, damit das Europäische Parlament tatsächlich an den Verhandlungen über derlei Abkommen mitwirken kann;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend><Amend>Änderungsantrag

<NumAm>408</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marc Joulaud</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 41 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	41a. begrüßt die Anstrengungen der Kommission im Hinblick auf eine verbesserte Transparenz in Bezug auf internationale Verhandlungen sowie darauf, es dem Parlament zu ermöglichen, während des gesamten Verhandlungsprozesses angemessen unterrichtet zu sein;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>409</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 41 a (neu) </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	41a. fordert die Kommission auf, einen EU-Verhaltenskodex über Transparenz, Integrität und die Erfüllung der Rechenschaftspflicht auszuarbeiten, von dem sich die EU-Vertreter in internationalen Organisationen und Gremien leiten lassen sollen; fordert, dass die Politik in den globalen Institutionen kohärenter gestaltet und besser koordiniert wird, indem umfassende Standards in den Bereichen demokratische Legitimität, Transparenz, Erfüllung der Rechenschaftspflicht und Integrität eingeführt werden; ist der Ansicht, dass die EU ihre Vertretung in allen multilateralen Organisationen und Gremien optimieren und entsprechende Bestimmungen festlegen sollte, damit sich Transparenz, Integrität und Erfüllung der Rechenschaftspflicht in Bezug auf die Beteiligung der Union in diesen Organisationen und Gremien verbessern, ihr Einfluss steigt und ihren demokratisch herbeigeführten legislativen Beschlüssen größere Beachtung verschafft wird; fordert die Annahme einer interinstitutionellen Vereinbarung, die darauf abzielt, einen förmlichen Dialog zwischen den Vertretern der EU und dem Parlament einzuführen, der unter Mitwirkung des Europäischen Parlaments veranstaltet wird und dazu dient, im Vorfeld bedeutender internationaler Verhandlungen Leitlinien für die Annahme und Stimmigkeit europäischer Standpunkte festzulegen;

(Dieser Änderungsantrag basiert auf dem Bericht über die Aufgaben der EU im Rahmen der internationalen Finanz-, Währungs- und Regulierungsinstitutionen und -gremien (2015/2060(INI) in der vom ECON-Ausschuss am 18.2.2016 angenommenen Fassung.)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>410</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jean-Marie Cavada</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss und in den informellen Sitzungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) und des Euro-Gipfels getroffen oder ausgearbeitet werden, künftig transparent sein müssen und dass der entsprechenden Rechenschaftspflicht genüge getan werden muss, und zwar auch durch die Veröffentlichung der entsprechenden Protokolle;
	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss und im Rahmen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) sowie des Euro-Gipfels getroffen werden, künftig transparent sein müssen und dass der entsprechenden Rechenschaftspflicht genüge getan werden muss, und zwar auch durch die Veröffentlichung der entsprechenden Protokolle;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>411</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Constance Le Grip</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss und in den informellen Sitzungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) und des Euro-Gipfels getroffen oder ausgearbeitet werden, künftig transparent sein müssen und dass der entsprechenden Rechenschaftspflicht genüge getan werden muss, und zwar auch durch die Veröffentlichung der entsprechenden Protokolle;
	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss und in den Sitzungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) und des Euro-Gipfels getroffen werden, transparenter sein sollten;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>412</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Rainer Wieland, Daniel Caspary, Angelika Niebler</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss und in den informellen Sitzungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) und des Euro-Gipfels getroffen oder ausgearbeitet werden, künftig transparent sein müssen und dass der entsprechenden Rechenschaftspflicht genüge getan werden muss, und zwar auch durch die Veröffentlichung der entsprechenden Protokolle;
	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss, in den informellen Sitzungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen), des Euro-Gipfels oder in den Vorbereitungen von Verhandlungen wie z.B. im Zusammenhang mit dem zurückliegenden Klimagipfel in Paris getroffen oder ausgearbeitet werden, künftig so transparent als möglich sein müssen, ohne die Verhandlungsposition der Europäischen Union zu schwächen, und dass der entsprechenden Rechenschaftspflicht genüge getan werden muss;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>413</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marc Joulaud</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss und in den informellen Sitzungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) und des Euro-Gipfels getroffen oder ausgearbeitet werden, künftig transparent sein müssen und dass der entsprechenden Rechenschaftspflicht genüge getan werden muss, und zwar auch durch die Veröffentlichung der entsprechenden Protokolle;
	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss und im Rahmen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) und des Euro-Gipfels getroffen werden, möglichst transparent sein müssen und der entsprechenden Rechenschaftspflicht so gut wie möglich genüge getan werden muss, und zwar auch durch die Veröffentlichung der entsprechenden Protokolle;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>414</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Isabella Adinolfi, Fabio Massimo Castaldo, David Borrelli</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss und in den informellen Sitzungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) und des Euro-Gipfels getroffen oder ausgearbeitet werden, künftig transparent sein müssen und dass der entsprechenden Rechenschaftspflicht genüge getan werden muss, und zwar auch durch die Veröffentlichung der entsprechenden Protokolle;
	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss und in den informellen Sitzungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) und des Euro-Gipfels getroffen oder ausgearbeitet werden, institutionalisiert werden müssen, sofern dies notwendig ist, und dass sie künftig transparent sein müssen und dass der entsprechenden Rechenschaftspflicht genüge getan werden muss, und zwar auch durch die Veröffentlichung der entsprechenden Tagesordnungen und Protokolle sowie, sofern möglich, durch eine Direktübertragung der Sitzungen dieser Gremien im Internet (Streaming);


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>415</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Andrej Plenković, György Schöpflin, Herbert Reul, Esteban González Pons, Tomáš Zdechovský, Paulo Rangel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss und in den informellen Sitzungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) und des Euro-Gipfels getroffen oder ausgearbeitet werden, künftig transparent sein müssen und dass der entsprechenden Rechenschaftspflicht genüge getan werden muss, und zwar auch durch die Veröffentlichung der entsprechenden Protokolle;
	42. vertritt die Auffassung, dass die Beschlüsse, die in der Eurogruppe, im Wirtschafts- und Finanzausschuss und in den informellen Sitzungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) und des Euro-Gipfels getroffen oder ausgearbeitet werden, möglichst transparent sein müssen und dabei für ein angemessenes Gleichgewicht zwischen der wünschenswerten Transparenz und dem notwendigen Datenschutz gesorgt werden muss;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>416</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sylvie Goulard</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 10 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	Transparenz und Rechenschaftspflicht in Bezug auf den Unionshaushalt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>417</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sylvie Goulard, Maite Pagazaurtundúa Ruiz</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	42a. stellt fest, dass 2014 insgesamt 40 Fälle abgeschlossen wurden, die EU-Bedienstete und Mitglieder der Institutionen betrafen; betont, dass es sich hierbei um eine niedrige Ziffer handelt, an der sich zeigt, dass Betrug und Korruption bei den Institutionen der EU nicht weitverbreitet sind [1a];

	
	__________________

	
	1a Der OLAF-Bericht 2014, Fünfzehnter Bericht des Europäischen Amts für Betrugsbekämpfung, 1. Januar bis 31. Dezember 2014.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>418</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sylvie Goulard, Maite Pagazaurtundúa Ruiz</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	42b. betont, dass die höchste Zahl potenzieller Betrugsfälle, die dem OLAF 2014 gemeldet wurden, die Verwendung von Mitteln aus den europäischen Strukturfonds betraf (549 von 1417 Verdachtsfällen); betont, dass das OLAF empfahl, in Bezug auf das Jahr 2014 Strukturfonds in Höhe von 476,5 Mio. EUR einzuziehen; stellt fest, dass infolge der Empfehlungen des OLAF für das Jahr 2014 22,7 Mio. EUR von den einschlägigen Stellen eingezogen wurden; fordert die Mitgliedstaaten auf, einen Schwerpunkt darauf zu legen, dass EU-Mittel korrekt zugewiesen werden, und die Anstrengungen zu deren Einziehung zu maximieren, wenn sie nicht korrekt zugewiesen werden [1a];

	
	__________________

	
	1a Der OLAF-Bericht 2014, Fünfzehnter Bericht des Europäischen Amts für Betrugsbekämpfung, 1. Januar bis 31. Dezember 2014.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>419</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42 a (neu) </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	42a. fordert die Kommission auf, eine Überprüfung des sogenannten Sechserpakets und des Zweierpakets vorzulegen und das Parlament in diesem Rahmen mit größeren Kontrollbefugnissen auszustatten, was die Annahme von Schlüsseldokumenten des Europäischen Semesters angeht, sowie insbesondere mit wirksamen Mitteln zur Gewährleistung der Achtung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit;

(Dieser Änderungsantrag beruht auf einem Beitrag der Union der Europäischen Föderalisten.)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>420</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42 b (neu) </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	42b. ist der Ansicht, dass der Vorsitzende der Eurogruppe nicht dafür zur Rechenschaft gezogen werden kann, wie er auf europäischer Ebene handelt, wenn er gleichzeitig ein einzelstaatliches Mandat innehat;

(Dieser Änderungsantrag beruht auf einem Beitrag der Union der Europäischen Föderalisten.)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>421</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42 c (neu) </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	42c. fordert die Eurogruppe auf, das Europäische Parlament in die Überwachung der vertraglichen Bedingungen einzubeziehen, die mit den Begünstigten der im Rahmen des Europäischen Stabilitätsmechanismus gewährten Finanzhilfe vereinbart werden;

(Dieser Änderungsantrag beruht auf einem Beitrag der Union der Europäischen Föderalisten.)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>422</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jo Leinen, Sylvia-Yvonne Kaufmann, Claudia Tapardel, Ramón Jáuregui Atondo, Enrique Guerrero Salom, Richard Corbett, Pedro Silva Pereira, Sylvie Guillaume</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 43</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	43. bedauert, dass die Bürgerbeauftragte zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die meisten Institutionen der EU die Vorschriften zum Schutz von Hinweisgebern noch nicht ordnungsgemäß umgesetzt haben; weist darauf hin, dass bisher nur die Kommission, die Bürgerbeauftragte und der Rechnungshof entsprechende Vorschriften angenommen haben;
	43. nimmt zur Kenntnis, dass die Bürgerbeauftragte zu dem Ergebnis gekommen ist, dass einige Institutionen der EU die Vorschriften zum Schutz von Hinweisgebern noch nicht ordnungsgemäß umgesetzt haben; weist darauf hin, dass bisher nur das Europäische Parlament, die Kommission, die Bürgerbeauftragte und der Rechnungshof entsprechende Vorschriften angenommen haben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>423</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 43 </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	43. bedauert, dass die Bürgerbeauftragte zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die meisten Institutionen der EU die Vorschriften zum Schutz von Hinweisgebern noch nicht ordnungsgemäß umgesetzt haben; weist darauf hin, dass bisher nur die Kommission, die Bürgerbeauftragte und der Rechnungshof entsprechende Vorschriften angenommen haben;
	43. bedauert, dass die Bürgerbeauftragte zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die meisten Institutionen der EU die Vorschriften zum Schutz von Hinweisgebern noch nicht ordnungsgemäß umgesetzt haben; weist darauf hin, dass bisher nur die Kommission, die Bürgerbeauftragte und der Rechnungshof entsprechende Vorschriften angenommen haben; fordert das Präsidium auf, das Statut und die Beschäftigungsbedingungen zu ändern, um akkreditierten Assistenten, die als Hinweisgeber wirken, besser zu schützen, und zu diesem Zweck bewährte Verfahren zu kodifizieren, sodass Kündigungen nicht wirksam sind, wenn ihnen keine ausreichend begründete, auf Nachweise gestützte Erklärung beiliegt;

(Dieser Änderungsantrag beruht auf einem Beitrag von Transparency Internationale und der einschlägigen Sitzung der Schattenberichterstatter.)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>424</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Andrej Plenković, Tomáš Zdechovský, Paulo Rangel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 43</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	43. bedauert, dass die Bürgerbeauftragte zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die meisten Institutionen der EU die Vorschriften zum Schutz von Hinweisgebern noch nicht ordnungsgemäß umgesetzt haben; weist darauf hin, dass bisher nur die Kommission, die Bürgerbeauftragte und der Rechnungshof entsprechende Vorschriften angenommen haben;
	43. erkennt an, dass Hinweisgeber eine beträchtliche Rolle spielen können, was die Bekämpfung der Korruption angeht, und begrüßt die Fortschritte, die bisher im Hinblick darauf erzielt wurden, sie zu schützen; bedauert, dass die Bürgerbeauftragte feststellen musste, dass die meisten Institutionen der EU die Vorschriften zum Schutz von Hinweisgebern bislang nicht ordnungsgemäß umgesetzt haben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>425</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Constance Le Grip</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 44</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	44. ist der Ansicht, dass der wirksame Schutz von Hinweisgebern eines der wichtigsten Instrumente der Korruptionsbekämpfung darstellt, und fordert die Kommission daher erneut auf, einen Vorschlag für eine Richtlinie zum Schutz von Hinweisgebern vorzulegen, die unter anderem europaweit geltende Mindeststandards für deren Schutz umfasst;
	44. ist der Ansicht, dass der wirksame Schutz von Hinweisgebern eines der wichtigsten Instrumente der Korruptionsbekämpfung darstellt, und fordert die Kommission daher erneut auf, eine Mitteilung zur Bewertung der Festlegung von europaweit geltenden Mindeststandards für deren Schutz auszuarbeiten;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>426</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jo Leinen, Sylvia-Yvonne Kaufmann, Claudia Tapardel, Ramón Jáuregui Atondo, Enrique Guerrero Salom, Richard Corbett, Pedro Silva Pereira</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 44</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	44. ist der Ansicht, dass der wirksame Schutz von Hinweisgebern eines der wichtigsten Instrumente der Korruptionsbekämpfung darstellt, und fordert die Kommission daher erneut auf, einen Vorschlag für eine Richtlinie zum Schutz von Hinweisgebern vorzulegen, die unter anderem europaweit geltende Mindeststandards für deren Schutz umfasst;
	44. ist der Ansicht, dass der wirksame Schutz von Hinweisgebern eines der wichtigsten Instrumente der Korruptionsbekämpfung darstellt, und fordert die Mitgliedstaaten und die Institutionen der EU daher auf, dafür zu sorgen, dass Hinweisgeber auf ihrer jeweiligen Ebene geschützt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>427</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Andrej Plenković, Tomáš Zdechovský</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 44</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	44. ist der Ansicht, dass der wirksame Schutz von Hinweisgebern eines der wichtigsten Instrumente der Korruptionsbekämpfung darstellt, und fordert die Kommission daher erneut auf, einen Vorschlag für eine Richtlinie zum Schutz von Hinweisgebern vorzulegen, die unter anderem europaweit geltende Mindeststandards für deren Schutz umfasst;
	44. ist der Ansicht, dass der wirksame Schutz von Hinweisgebern eines der wichtigsten Instrumente der Korruptionsbekämpfung darstellt, und fordert die Kommission daher erneut auf, eine Mitteilung über Hinweisgeber vorzulegen, die auf der Bewertung der einzelstaatlichen Vorschriften beruht, um im Hinblick auf Hinweisgeber Mindestvorschriften festzulegen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>428</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Morten Messerschmidt</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 44 – Nummer 1 (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	(1) – bedauert die Entscheidung der Europäischen Kommission, ein Kapitel über die Institutionen der EU aus dem Bericht über Korruption in den Mitgliedstaaten zurückzuziehen;

	
	– weist erneut auf die Rede von Kommissionsmitglied Cecilia Malmström im März 2013 hin, in der sie einräumte, dass es sich bei Korruption innerhalb der Kommission und anderen Institutionen der EU um ein ernstzunehmendes Thema handle;

	
	– fordert die Kommission auf, einen Bericht über Korruption in den Institutionen der EU auszuarbeiten und zu prüfen, ob die beim Europarat angesiedelte Gruppe der Staaten gegen Korruption (GRECO) als externe Einrichtung hinzugezogen werden könnte, da diese die potenziellen Korruptionsrisiken in den Institutionen der EU möglicherweise objektiv bewerten könnte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>429</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Andrej Plenković, Tomáš Zdechovský, Paulo Rangel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 44 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	44a. fordert die Kommission auf, die Maßnahmen betreffend Ermessen und Ausschluss im Zusammenhang mit der Vergabe öffentlicher Aufträge streng anzuwenden, wobei in jedem Fall hinreichende Zuverlässigkeitsprüfungen durchgeführt werden müssen, und die Ausschlusskriterien anzuwenden, um Unternehmen im Falle eines Interessenkonflikts zu sperren, eine Maßnahme, die für den Schutz der Glaubwürdigkeit der Institutionen von entscheidender Bedeutung ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>430</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 44 a (neu) </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	44a. ist der Ansicht, dass Hinweisgeber sogar in den Institutionen der EU öfter Anfeindungen ausgesetzt sind als sie Unterstützung erfahren; fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine Änderung der für das Büro des Bürgerbeauftragten geltenden Verordnung vorzulegen und ihrem Zuständigkeitsbereich eine zentrale Anlaufstelle für Hinweisgeber zuzuordnen, die nicht korrekt behandelt werden; fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine angemessene Aufstockung der Mittel des Bürgerbeauftragten vorzulegen, damit diese anspruchsvolle Aufgabe auch umgesetzt werden kann;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>431</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Dennis de Jong, Ruža Tomašić, Ana Gomes, Benedek Jávor</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass sich Personen, die der Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, in den jeweils folgenden beiden Wahlperioden des Europäischen Parlaments nicht zur Wahl stellen dürfen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>432</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Constance Le Grip</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass sich Personen, die der Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, in den jeweils folgenden beiden Wahlperioden des Europäischen Parlaments nicht zur Wahl stellen dürfen;
	entfällt


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>433</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sylvie Goulard</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass sich Personen, die der Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, in den jeweils folgenden beiden Wahlperioden des Europäischen Parlaments nicht zur Wahl stellen dürfen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>434</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Andrej Plenković, Tomáš Zdechovský</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass sich Personen, die der Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, in den jeweils folgenden beiden Wahlperioden des Europäischen Parlaments nicht zur Wahl stellen dürfen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>435</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Izaskun Bilbao Barandica</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass sich Personen, die der Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, in den jeweils folgenden beiden Wahlperioden des Europäischen Parlaments nicht zur Wahl stellen dürfen;
	45. ist der Ansicht, dass die laufende Überprüfung der Wahlgesetze der EU ein Kapitel über die Ausarbeitung eines Verhaltenskodex für Parteien und Wahlkoalitionen, die bei Europawahlen kandidieren, umfassen sollte, gemäß dem auch gelten würde, dass Korruptionsdelikte in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder innerhalb eines Mitgliedstaats als Grund für ein Kandidaturverbot für mindestens die beiden auf die Verurteilung folgenden Wahlperioden gelten würden; ist ferner der Ansicht, dass dabei auch Maßnahmen getroffen werden sollten, damit gewählte Vertreter, gegen die Verfahren wegen Korruption eingeleitet werden, bis zum Abschluss des Verfahrens suspendiert werden können;


Or. <Original>{ES}es</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>436</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Rainer Wieland, Angelika Niebler</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass sich Personen, die der Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, in den jeweils folgenden beiden Wahlperioden des Europäischen Parlaments nicht zur Wahl stellen dürfen;
	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass innerparteiliche Nominierungen geheim und unter ausreichender Beteiligung der Mitglieder erfolgen muss und Personen, die wegen Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder wegen Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats rechtskräftig verurteilt wurden, für einen im Lichte der Schwere der Tat angemessenen Zeitraum das passive Wahlrecht verlieren;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>437</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marc Joulaud</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass sich Personen, die der Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, in den jeweils folgenden beiden Wahlperioden des Europäischen Parlaments nicht zur Wahl stellen dürfen;
	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch eine Vorschrift hervorgehen sollte, in deren Rahmen die Möglichkeit, dass sich Personen, die von einem letztinstanzlichen Gericht wegen Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU für schuldig befunden wurden, zur Wahl stellen, begrenzt wird;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>438</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Isabella Adinolfi, Fabio Massimo Castaldo, David Borrelli</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass sich Personen, die der Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, in den jeweils folgenden beiden Wahlperioden des Europäischen Parlaments nicht zur Wahl stellen dürfen;
	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass sich Personen, die von einem letztinstanzlichen Gericht der Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, nicht für das Europäische Parlament kandidieren sollten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>439</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Scholz</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass sich Personen, die der Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, in den jeweils folgenden beiden Wahlperioden des Europäischen Parlaments nicht zur Wahl stellen dürfen;
	45. Ist der Auffassung, dass die EU im Rahmen der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU, unter Bezug auf die "Richtlinie 93/109/EG des Rates vom 6. Dezember 1993 über die Einzelheiten der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts bei den Wahlen zum Europäischen Parlament für Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen", die Verabschiedung gemeinsamer Regeln für einen temporären Ausschluss vom passiven Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament fördern sollte, sofern die betreffenden Personen wegen Korruption gegen die finanziellen Interessen der EU in den Mitgliedstaaten strafrechtlich verurteilt wurden;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>440</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jo Leinen, Sylvia-Yvonne Kaufmann, Claudia Tapardel, Enrique Guerrero Salom, Ramón Jáuregui Atondo, Pedro Silva Pereira</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	45. ist der Ansicht, dass aus der laufenden Überprüfung der Wahlgesetze der EU auch die Vorschrift hervorgehen sollte, dass sich Personen, die der Korruption in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, in den jeweils folgenden beiden Wahlperioden des Europäischen Parlaments nicht zur Wahl stellen dürfen;
	45. ist der Ansicht, dass Parteien am besten dafür gerüstet sind, zur Bekämpfung der Korruption beizutragen, und sich daher in diesem Bereich stärker engagieren sollten und zu diesem Zweck Personen, die der Korruption auf hoher Ebene in Bezug auf die finanziellen Interessen der EU oder der Korruption innerhalb eines Mitgliedstaats für schuldig befunden wurden, von den Wahllisten für die Europawahlen ausschließen sollten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>441</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Constance Le Grip</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	46. ist der Ansicht, dass es Personen, die in der EU der Korruption für schuldig befunden wurden, oder Unternehmen, die von solchen Personen geleitet werden, für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren untersagt sein sollte, mit der Europäischen Union Verträge über öffentliche Aufträge einzugehen und EU-Mittel zu erhalten;
	entfällt


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>442</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Rainer Wieland, Angelika Niebler</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	46. ist der Ansicht, dass es Personen, die in der EU der Korruption für schuldig befunden wurden, oder Unternehmen, die von solchen Personen geleitet werden, für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren untersagt sein sollte, mit der Europäischen Union Verträge über öffentliche Aufträge einzugehen und EU-Mittel zu erhalten;
	46. ist der Ansicht, dass es Personen, die in der EU wegen Korruption rechtskräftig verurteilt wurden, oder Unternehmen, die von Personen geleitet werden, die im Interesse Ihres Unternehmens an Korruptionshandlungen verantwortlich beteiligt waren und hierfür rechtskräftig verurteilt wurden, für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren untersagt sein sollte, mit der Europäischen Union Verträge über öffentliche Aufträge einzugehen und EU-Mittel zu erhalten;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>443</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46 </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	46. ist der Ansicht, dass es Personen, die in der EU der Korruption für schuldig befunden wurden, oder Unternehmen, die von solchen Personen geleitet werden, für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren untersagt sein sollte, mit der Europäischen Union Verträge über öffentliche Aufträge einzugehen und EU-Mittel zu erhalten;
	46. ist der Ansicht, dass Personen, die in der EU der Korruption für schuldig befunden wurden, oder Unternehmen, die von solchen Personen geleitet werden oder sich in deren Besitz befinden, für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren wirksam davon ausgeschlossen werden sollten, mit der Europäischen Union Verträge über öffentliche Aufträge einzugehen und EU-Mittel zu erhalten; fordert die Kommission auf, ihr wirkungsloses Ausschlusssystem zu überarbeiten; ist der Ansicht, dass Unternehmen, die von der Kommission von der Beantragung von EU-Mitteln ausgeschlossen wurden, automatisch in einer öffentlichen Liste verzeichnet werden sollten, damit die finanziellen Interessen der EU besser geschützt werden und die breite Öffentlichkeit eine Kontrollfunktion wahrnehmen kann;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>444</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marc Joulaud</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	46. ist der Ansicht, dass es Personen, die in der EU der Korruption für schuldig befunden wurden, oder Unternehmen, die von solchen Personen geleitet werden, für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren untersagt sein sollte, mit der Europäischen Union Verträge über öffentliche Aufträge einzugehen und EU-Mittel zu erhalten;
	46. ist der Ansicht, dass es Personen, die in der EU rechtskräftig wegen Korruption oder wegen der Veruntreuung öffentlicher Gelder verurteilt wurden, oder Unternehmen, in denen solche Personen einer effektiven Kontrolltätigkeit nachgehen, für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren untersagt sein sollte, mit der Europäischen Union Verträge über öffentliche Aufträge einzugehen und EU-Mittel zu erhalten;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend><Amend>Änderungsantrag

<NumAm>445</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Isabella Adinolfi, Fabio Massimo Castaldo, David Borrelli</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	46. ist der Ansicht, dass es Personen, die in der EU der Korruption für schuldig befunden wurden, oder Unternehmen, die von solchen Personen geleitet werden, für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren untersagt sein sollte, mit der Europäischen Union Verträge über öffentliche Aufträge einzugehen und EU-Mittel zu erhalten;
	46. ist der Ansicht, dass es Personen, die von einem letztinstanzlichen Gericht in der EU der Korruption für schuldig befunden wurden, oder Unternehmen, die von solchen Personen geleitet werden oder sich in deren Besitz befinden, untersagt sein sollte, mit der Europäischen Union Verträge über öffentliche Aufträge einzugehen und EU-Mittel zu erhalten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>446</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Izaskun Bilbao Barandica</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	46a. schlägt vor, dass ein europäischer Kodex zur Korruptionsvorbeugung, ein transparentes System mit Indikatoren zum Einfluss der Korruption in den Mitgliedstaaten und mit den bei ihrer Bekämpfung erzielten Fortschritten und ein jährlicher Bericht über den Stand dieses Übels mit einem Vergleich auf EU-Ebene eingeführt werden;


Or. <Original>{ES}es</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>447</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Dennis de Jong, Ruža Tomašić, Ana Gomes, Benedek Jávor</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	46a. fordert die Kommission auf, genau zu prüfen, warum Fälle mutmaßlichen Betrugs, die das OLAF den Mitgliedstaaten vorgelegt hat, nicht zu Verurteilungen durch einzelstaatliche Behörden führten und wie die Qualität des OLAF erhöht werden kann, um Straftaten zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union wirksam zu bekämpfen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>448</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Ingeborg Gräßle</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	46a. Neue Überschrift: Immunität für EU-Mitarbeiter auf Drittstaaten begrenzen


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>449</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Maite Pagazaurtundúa Ruiz, Charles Goerens</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	46a. wird eine Studie über einen Mechanismus in Auftrag geben, mit dem die akkreditierten parlamentarischen Assistenten geschützt werden können, falls sie als „Hinweisgeber“ tätig werden, wenn ausreichende, belastbare Nachweise für Korruption durch das betreffende Mitglied vorliegen, wobei im Rahmen dieses Mechanismus den besonderen Merkmalen der Tätigkeiten eines Assistenten Rechnung getragen und ein sicherer Kommunikationsweg mit den einschlägigen Diensten des Europäischen Parlament eingerichtet werden sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>450</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Ingeborg Gräßle</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	46b. hält das 64 Jahre alte Privileg für EU-Mitarbeiter für längst überholt, dass deren Straftaten in den EU-Mitgliedstaaten nicht vor Gericht kommen können; fordert eine Beschränkung dieses im Protokoll zum Vertrag abgesicherten Privilegs auf EU-Mitarbeiter in Drittstaaten;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>451</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	46a. ist der Ansicht, dass eine Europäische Staatsanwaltschaft ein zentraler Faktor für die Wahrung der finanziellen Interessen der Europäischen Union ist; fordert den Rat auf, eine Vereinbarung im Hinblick auf die Einrichtung einer Europäischen Staatsanwaltschaft zu fördern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>452</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46 b (neu) </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	46b. begrüßt, dass ein Europäisches Strafregisterinformationssystem eingerichtet wurde, in dessen Rahmen die Mitgliedstaaten und die Institutionen der Europäischen Union Informationen über Straftaten, einschließlich wirtschaftlicher Art, austauschen können; fordert den Rat auf, zu billigen, dass den europäischen Institutionen ausdrücklich die Befugnis erteilt wird, die Bewerber im Rahmen von Vergabeverfahren zu prüfen, wenn sie selbst oder ihre Unternehmen der Korruption für schuldig befunden wurden; begrüßt die Richtlinie 2012/17/EU im Hinblick auf eine bessere Vernetzung der einzelstaatlichen Handels- und Unternehmensregister der Mitgliedstaaten sowie die Bereitschaft der Kommission, die Richtlinie noch vor Mitte 2017 umzusetzen, damit sich der Austausch von Urteilen gegen Personen, die ein Unternehmen leiten, verbessert;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>453</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	46c. fordert die Kommission auf, in dem zweiten Bericht der EU über die Korruptionsbekämpfung, der im Laufe des Jahres 2016 veröffentlicht werden soll, den Institutionen der EU ein Kapitel zu widmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>454</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46 d (neu) </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	46d. stellt fest, dass sich die Europäische Union nicht an dem Überprüfungsmechanismus des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Korruption beteiligt hat, seit sie diesem Übereinkommen am 12. November 2008 als zugelassenes Mitglied beigetreten ist, und dass sie auch nicht die Schritte eingeleitet hat, die im Hinblick auf den Abschluss einer Selbstbewertung notwendig sind, die die Art und Weise der Umsetzung der Verpflichtungen, die sich aus dem Übereikommen ergeben, betrifft; fordert, dass die Europäische Kommission den Verpflichtungen nachkommt, die sich für sie aus dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption (UNCAC) ergeben, und zu diesem Zweck eine Selbstbewertung der Frage abschließt, wie sie ihre gemäß dem Übereinkommen bestehenden Verpflichtungen umsetzt, und sich an dem Mechanismus der gegenseitigen Überprüfung zu beteiligen;

(Diese Änderung beruht auf einem Beitrag von Transparency International.)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>455</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 46 e (neu) </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	46e. verweist auf seinen Beschluss vom 25. März 2014 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Europäischen Union gerichtetem Betrug (2012/0193(COD)) und fordert, dass diesbezüglich rasch eine Entscheidung getroffen wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>456</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Rainer Wieland, Angelika Niebler</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 47</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	47. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine Rahmenverordnung im Hinblick auf alle Agenturen der EU auszuarbeiten, in deren Rahmen das Parlament Mitentscheidungsbefugnisse erhält, was die Auswahl oder Entlassung der Direktoren dieser Agenturen angeht, sowie auch ein unmittelbares Recht, sie zu befragen und anzuhören;
	47. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine Verordnung im Hinblick auf alle Agenturen der EU auszuarbeiten, in deren Rahmen das Parlament Mitentscheidungsbefugnisse erhält, was die Auswahl oder Entlassung der Direktoren dieser Agenturen angeht, sowie auch ein unmittelbares Recht, sie zu befragen und anzuhören;


Or. <Original>{DE}de</Original>
</Amend><Amend>Änderungsantrag

<NumAm>457</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 47 </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	47. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine Rahmenverordnung im Hinblick auf alle Agenturen der EU auszuarbeiten, in deren Rahmen das Parlament Mitentscheidungsbefugnisse erhält, was die Auswahl oder Entlassung der Direktoren dieser Agenturen angeht, sowie auch ein unmittelbares Recht, sie zu befragen und anzuhören;
	47. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine Rahmenverordnung im Hinblick auf alle Agenturen der EU auszuarbeiten, in deren Rahmen das Parlament Mitentscheidungsbefugnisse erhält, was die Benennung oder Entlassung der Direktoren dieser Agenturen angeht, sowie auch ein unmittelbares Recht, sie zu befragen und anzuhören;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>458</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 47 a (neu) </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	47a. stellt fest, das gegenwärtig Sachverständige von einer Reihe von Agenturen, darunter auch die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit, nicht bezahlt werden; fordert, dass alle Sachverständigen, die in Regulierungsbehörden tätig sind, für ihre Tätigkeiten bezahlt werden, sodass sichergestellt ist, dass sie von der Branche, die die Agentur reguliert, unabhängig sind;

(Dieser Änderungsantrag beruht auf einem Beitrag des Corporate Europe Observatory (CEO).)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>459</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 47 b (neu) </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	47b. fordert die EFSA, die EMA und die ECHA auf, dringend ihre Vorschriften zur Wahrung der Unabhängigkeit zu überarbeiten, damit für eine strikte Unabhängigkeit von den Wirtschaftsbranchen gesorgt ist, die sie regulieren, und ihre Bediensteten und Experten keinen Interessenkonflikten ausgesetzt sind;

(Dieser Änderungsantrag beruht auf einem Beitrag von ALTER-EU.)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>460</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Enrique Guerrero Salom, Ramón Jáuregui Atondo</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 47 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	47a. fordert, dass der für das Amt des Präsidenten der Europäischen Zentralbank vorgeschlagene Kandidat vor die einschlägigen Ausschüsse tritt und einem Bewertungsverfahren unterzogen wird;


Or. <Original>{ES}es</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>461</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Enrique Guerrero Salom, Ramón Jáuregui Atondo</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 47 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	47b. schlägt vor, dass es dem Europäischen Parlament im Rahmen des Rechenschaftsprozesses möglich sein sollte, gegen ein Mitglied der Kommission einen Misstrauensantrag in Bezug auf die Verwaltungstätigkeiten, für die dieses Kommissionsmitglied zuständig ist, zu stellen;


Or. <Original>{ES}es</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>462</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Andrej Plenković, György Schöpflin, Tomáš Zdechovský, Paulo Rangel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 48</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	48. befürwortet es, dass einzelstaatliche Parlamente Mitglieder der Kommission zur Befragung einladen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>463</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sylvie Goulard</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 48</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	48. befürwortet es, dass einzelstaatliche Parlamente Mitglieder der Kommission zur Befragung einladen;
	48. befürwortet es, dass einzelstaatliche Parlamente Mitglieder der Kommission einladen, um den Dialog zu fördern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>464</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Maite Pagazaurtundúa Ruiz, Charles Goerens</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 48</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	48. befürwortet es, dass einzelstaatliche Parlamente Mitglieder der Kommission zur Befragung einladen;
	48. befürwortet es, dass einzelstaatliche Parlamente Mitglieder der Kommission einladen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>465</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sven Giegold</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 48 a (neu) </Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	48a. empfiehlt, dass sich die Europäische Kommission der „Open Government Partnership“ (Partnerschaft für eine offene Regierung) anschließt und in diesem Rahmen des gegenseitigen Lernens eine umfassende Bewertung der Transparenz, der Rechenschaftspflicht und der Integrität der Institutionen der EU in die Wege leitet und dieser Bewertung Vorschläge für eine Reform beifügt und sie bis Ende 2017 veröffentlicht;

(Dieser Änderungsantrag beruht auf einem Beitrag von Transparency International.)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend><Amend>Änderungsantrag

<NumAm>466</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Ramón Jáuregui Atondo, Enrique Guerrero Salom</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 48 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	48a. weist darauf hin, dass die Möglichkeit, Untersuchungsausschüsse einzurichten, ein charakteristisches Merkmal der parlamentarischen Systeme weltweit ist und dass in Artikel 226 Absatz 3 des Vertrags von Lissabon (AEUV) ein besonderes Gesetzgebungsverfahren vorgesehen ist, mit dem eine Verordnung über das Untersuchungsrecht erlassen werden kann; betont, dass das Parlament, der Rat und die Kommission im Einklang mit dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit den Erlass einer neuen Verordnung vereinbaren sollten;


Or. <Original>{ES}es</Original>
</Amend></RepeatBlock-Amend>
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